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Die AfD hat gegen
Shisha-Bars gehetzt

Der Kampf gegen den sich in
Deutschland immer mehr ausbrei-
tenden mörderischen Rassismus
und Moslemhass lässt sich nur ge-
winnen durch den konsequenten
Kampf gegen den politisch-parla-
mentarischen Arm der Nazi-Terro-
risten, die rechte Verschwörungs-
lügen vom „Großen Bevölke-
rungsaustausch“ verbreitende, seit
Jahren rassistisch hetzende AfD.

Schon eine Kurzrecherche im
Internet zeigt, dass die blauen
Rassisten seit Monaten in ganz
Deutschland gegen Shisha–Bars
hetzten und versuchten, Shis-
ha–Bars mit terroristischen isla-
mischen Strukturen in Verbin-
dung zu bringen. Gegen rassisti-
sche Hetze auch von Abgeordne-
ten muss überall in Deutschland
strafrechtlich sehr viel härter als
bisher vorgegangen werden. Die
AfD muss als Gesamtpartei nicht
nur weiterhin von engagierten
Antifaschisten, sondern auch von
einem reformierten, eigene Ver-
strickungen aufarbeitenden Ver-
fassungsschutz mit allen Mitteln
beobachtet werden, um die dort
wachsenden Gefahren für unsere
Demokratie aufdecken und wirk-
sam bekämpfen zu können

Gerald Lindenberg, Kassel

Ausgrenzung durch
verbale Judensterne

Ein Grund für das feige Verbre-
chen von Hanau liegt darin, dass
ein Teil der Deutschen den Dağ-
delens, Özdemirs, Boatengs, Dia-
bys, Kekilis, Asamoahs, Akins,
Cheblis und Gheorghius dieser
Republik das Deutschsein nicht
zugestehen – selbst, wenn sie
Deutsche sind. Verbale Judenster-
ne wie „Mitbürger mit Migrati-
onshintergrund“, „diejenigen, mit
dem deutschen Pass“ etc. werden
rege auch in Behörden verwendet
und durch Medien unreflektiert
verbreitet. Geburtsländer (auch
der Eltern und Großeltern) wer-
den durch vermeintlich „reine
Deutsche“ als ewige Heimat eti-
kettiert, um es so schwer wie
möglich zu machen, sich hier hei-
misch zu fühlen. Nur auf der
Grundlage dieser sprachlichen
Abgrenzungen und Zurückwei-
sungen konnte der gelebte Hass
des NSU erst gedeihen. Hanau,
Halle und Co. sind keine Phäno-
mene der neuen Rechten in die-
sem Land. Diese Morde sind Kon-
sequenz einer über Jahrzehnte
vielfach offen gelebten und ge-
sprochenen Fremdenfeindlich-
keit, die man u.a. auch damit
konsequent bekämpft, indem
man endlich anfängt, alle Deut-
schen als Deutsche zu akzeptie-
ren. Andy Gheorghiu, Korbach

Maßnahmen
gegen Sportschützen

Ich kann die Trauerreden unserer
Politiker nicht mehr hören, weil
sie allesamt nicht bereit sind,
konkrete Maßnahmen gegen
Sportschützen zu ergreifen, zu
denen der Mörder von Hanau ge-
hörte. Seit 1990 haben Sport-
schützen 270 Menschen auf dem
Gewissen. Nach den Schulmassa-
kern in Erfurt und Winnenden
durch Sportschützen wurde nicht
dafür gesorgt, dass diese ihre
Wettkämpfe nur noch mit Druck-
luft- und Lichtpunktwaffen, wie
sie bei den Olympischen Spielen
üblich sind, ausüben dürfen.
Nach dem Schulmassaker in Dun-

blane ist in Großbritannien ein
entsprechendes Gesetz verab-
schiedet worden. Wie lange kön-
nen in Deutschland Vorbestrafte,
Alkoholiker, Drogenkonsumen-
ten, Islamisten in einen Sport-
schützenverein eintreten und sich
dann tödliche Waffen kaufen?
Nach den Trauerreden wird außer
leeren Versprechungen nichts,
aber auch nichts getan werden,
um weitere Morde zumindest zu
erschweren. Ludger Schiffler, Berlin

Der Boden, auf dem
Gewalt gedeiht

Die NSU-Morde (2000-2007), der
Mord an Walter Lübcke
(2.6.2019), der Anschlag auf einen
Menschen aus Eritrea in Wäch-
tersbach (23.7.2019), der Anschlag
auf die Synagoge in Halle
(9.10.2019), die Morde in Hanau
(19.2.2020) – dies sind nur die
jüngsten Gewalttaten von Rechts-
extremisten. Der weitere Blick zu-
rück lässt schaudern.

Es stellt sich die Frage, welche
Verantwortung Politik an diesem
Geschehen hat. Über die Rolle der
AfD muss hier nicht geschrieben
werden. Aber sind auch andere
Politiker ihrer Verantwortung ge-
recht geworden, oder haben sie
mit ihren Aussagen einen Boden
geschaffen, auf dem auch solche
Gewalttaten gedeihen?

Zu erinnern sei an Edmund
Stoiber, der laut taz vom 2.11.1988
vor einer „durchmischten und
durchrassten Gesellschaft auf
deutschen Boden“ warnte und
später feststellte „Wir waren den
Ausländern gegenüber zu tole-
rant“ (SZ 17.9.2002). Oder an die
Kampagne der Hessen-CDU ge-

gen die doppelte Staatsbürger-
schaft 1999, die Fremdenangst
schürte. Oder der bayerische In-
nenminister Beckstein am
11.7.2000 in der „Welt“ hinsicht-
lich des Zuzugs von Ausländern:
„Weniger die uns ausnützen und
mehr die uns nützen“. Oder der
Bundesinnenminister Seehofer
nach den Hetzjagden in Chemnitz
(!) im August 2018 „Migration sei
die „Mutter aller Probleme“. Diese
Aufzählung könnte fortgesetzt
werden! Ja, diese Äußerungen
schafften den Boden für Anschlä-
ge und Morde, wie wir sie jetzt
leider erleben.

Haben sich diese verantwort-
lichen Politiker, die ja nach eige-
nen Bekundungen angeblich den
gesellschaftlichen Zusammenhalt
fördern wollen, jemals für ihre
aus meiner Sicht menschenver-
achtenden Äußerungen entschul-
digt? Ich habe davon nichts regis-
triert! Als Teilnehmer an der gro-
ßen Demonstration in Hanau am
22. Februar hörte ich bei vielen
Teilnehmern Zweifel an der
Ernsthaftigkeit „der Politik“ bei
der regierungsamtlichen Strategie
gegen Rechts. Ich befürchte, die
Zweifel sind berechtigt.

Peter Friedl, Darmstadt

Die Politik
muss sich ändern

Kann ein Psychopath Terrorist
sein? Er ist doch offensichtlich
von der Politik und im Netz genug
angeregt worden und hat Bestäti-
gung bekommen, denn selbst die
regierenden Politiker wollen kei-
ne Migranten. Genug wird darü-
ber publiziert, wie Flüchtlinge
entweder zurückgebracht wer-

den, z.B. nach Syrien, oder im
Meer ertrinken, weil sie nicht er-
wünscht sind. Da fühlt ein Psy-
chopath sich anscheinend im
Recht, wenn er es hier in
Deutschland in die Hand nimmt.
Und die AfD tut ein Übriges. Wa-
rum die Medien oberflächlich im
Sinne der Regierenden berichten,
anstatt die Hintergründe aufzu-
schlüsseln, verstehe ich nicht.
Klar ist: Die Politik muss sich än-
dern!

Da konzentrieren sich Regie-
rung und ihre Chargen auf die
links gerichtete Szene und lassen
den Rechtsextremen freie Hand,
bis es zu spät ist. Wovor haben die
konservativen, den Kapitalismus
fördernden Parteien CDU, CSU
und FDP Angst? Haben sie noch
nicht registriert, dass es den soge-
nannten Linken nicht um Gewalt
geht, sondern um die Verteidi-
gung der Demokratie und des So-
zialstaates, und das sehr wohl mit
Methoden von Kritik und Provo-
kation? Vermutlich haben sie
Angst davor, dass ihnen Macht
und Geld genommen wird, was
sicherlich auch subtil ihren Wäh-
lern suggeriert wird. Ja, klar soll
verhindert werden, dass ein paar
Menschen das Kapital für sich be-
anspruchen und über das „Fuß-
volk“, das dummerweise Steuern
zahlen muss, in Deutschland be-
stimmen. Malies Ortmeyer, Frankfurt

Ärztliches Attest
und Führungszeugnis

Nun wundert mich nichts mehr,
nach der Hanauer Mordserie.
Ganz schnell hatte man den To-
desschützen zum psychisch Kran-
ken erklärt. Wie schnell die Be-

hörden dahinterkamen, sehr ku-
rios! Hätte man ihn auf seine
Krankheit nicht vorher untersu-
chen können, bevor er Schuss-
waffenbesitzer wurde?

Bei solchen Waffenlizenzen
sollte dies das Mindeste sein, wo-
nach man fragt, sogar ein ärztli-
ches Attest über die Psyche verlan-
gen könnte sowie eine Führungs-
zeugnis. Denn ich kannmich erin-
nern, früher in der Dienststelle,
zeigte ein „Kollege“ immer wieder
mit seiner Hand wie einer Waffe
(Daume oben Zeigefinger nach
vorne gerichtet) immer in meiner
Richtung, wenn ich vorbeilief.
Auch er war Schützenvereinsmit-
glied. Er erzählte ganz stolz, wel-
cheWaffen er zu Hause hatte.

Ich möchte damit in keinster
Weise die Mitglieder der Schüt-
zenvereine diffamieren. Es wird
und soll Sportschützen geben. Nur
wer zu Hause Waffen mit Waffen-
schein besitzt, sollte unbedingt
oben genannte Untersuchungen
über sich ergehen lassen.

Anonymisiert (Autor der Red. bekannt)

Täglich brutale
TV-Krimis zumNachahmen

Am Donnerstagabend lief ab 20.15
Uhr der Krimi „Über die Grenze –
Rausch der Sterne“. In einem Sze-
ne Restaurant wurden zwei Men-
schen erschossen. Danach eine
Revolverszene mit Pistole am Kopf
einer Frau, und der Gegner be-
drohte mit Geschrei dieses Paar.
Ich musste wegen der realisti-
schen Grausamkeit den Fernseher
ausschalten, das ging mir unter
die Haut. Bis dahin hatte ich noch
nichts von dem Hanauer Morden
gehört – Monitor folgte diesem
brutalen Krimi, und da wurde
dann ausführlich von diesen elf
Pistolenmorden in zwei Hanauer
Szenelokalen berichtet. In der FR
vom 21.2. werden nun diese Mor-
de und ihre möglichen Hinter-
gründe ausführlich beschrieben,
auch warum der Täter an Waffen
kam und welchen gedanklichen
Hintergrund er haben könnte.
Dass diese täglichen brutalen
TV–Kriminalserien, die beispiel-
haft realistische Pistolenschützen
in den Mittelpunkt stellen, und
Muster für Waffenbesitzer sein
könnten, vor allem wenn dann
noch rassistisches Gedankengut
motivierend dazu kommt, findet
keine Erwähnung. Solange hier
nicht eine Kriminalserienein-
schränkung erfolgt, sind weitere
sensationelle Morde in TV–Quali-
tät aber dann nicht im Film, son-
dern in der realen Öffentlichkeit –
so wie jetzt in Hanau, program-
miert. Kommt dann noch der fa-
schistische Rassenwahn dazu, be-
steht für TV-Mordangeregte Moti-
vation zum nachmachen.

TV Krimis – weiter So ? Die
gebotenen Muster für die Realität
sollten wissenschaftlich unter-
sucht und dann deutlich redu-
ziert werden.

Wulf Schmiedeknecht, Oberursel

Das wäre doch eine ganz
einfache Lösung

Ich verstehe das nicht: Es gäbe
doch eine ganz einfache Regelung
für Mitglieder eines Schützenver-
eins. Wer schießen darf, schießt
dort, und die Waffe bleibt immer
beim Schützenverein eingeschlos-
sen und wird nur dort benutzt.
Das wäre doch ganz einfach!

Eleonore Poensgen, Frankfurt

Diskussion: frblog.de/hanau
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